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BESCHLUSS

__________________________________________________________________

des 54. Ord. Bundesparteitages der FDP, Bremen, 16. - 18. Mai 2003
___________________________________________________________________
Für eine Europäische Verfassung der Freiheit

Die Erfolgsgeschichte Europas ist auch eine Erfolgsgeschichte freiheitlicher Prinzipien von Demokratie und Marktwirtschaft. Grundlegend für die Überwindung der politischen Spaltung des Kontinents war das kompromisslose Festhalten an Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, genauso wie die erfolgreiche wirtschaftliche Entwicklung dank marktwirtschaftlicher Grundsätze. 

In naher Zukunft wird sich Europa eine Verfassung geben. Ein zukunftsfähiges Europa braucht eine Verfassung der Freiheit, denn nur freiheitliche Prinzipien garantieren die Dynamik und Anpassungsfähigkeit, die unsere Gesellschaft auch in Zukunft benötigt. Das Leitbild einer Europäischen Verfassung muss neben einem klaren Bekenntnis zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit marktwirtschaftliche Prinzipien, Eigentum und Wettbewerb benennen. Die in den bisher diskutierten Vorschlägen enthaltenen verteilungsorientierten und interventionistischen Elemente setzen Europa der Gefahr aus, wirtschaftliche Dynamik und damit auch Beschäftigungschancen aufs Spiel zu setzen. Ein gemeinsames Europa setzt auf die Kraft seiner Bürger und schützt deren Rechte. 

Mit dem Konvent hat die Europäische Union zum ersten Mal einen offenen, transparenten und parlamentarischen Weg gewählt, der auch in Zukunft für weitere Reformen gewählt werden sollte. Die Europäische Union hat damit den richtigen Schluss aus der enttäuschenden Regierungskonferenz von Nizza gezogen. Die FDP unterstützt das Bemühen, dass sich möglichst viele Bürger an den Diskussionen des Konvents beteiligen und ihre Interessen einbringen, damit er zu einer wirklich bürgernahen und demokratischen Verfassung führt. Der Zeitrahmen ist zu Recht anspruchsvoll, am Ende des Konvents wird der Verfassungsentwurf Europas stehen. 

Die FDP fordert, dass unsere Bürger in einer Volksabstimmung über diese Verfassung abstimmen können. Sie wird einen Gesetzentwurf zur Änderung des Grundgesetzes in den Bundestag einbringen.

Europa ist eine Wertegemeinschaft. Dies muss in der Europäischen Verfassung durch die Aufnahme der Grundrechtecharta an vorderster Stelle zum Ausdruck kommen.

Die Europäische Union ist heute weit mehr als ein gemeinsamer Markt oder eine gemeinsame Agrarpolitik. Die Europäische Union ist eine Wertegemeinschaft, die Liberale geprägt haben. Sie ist das Musterbeispiel für das friedliche Zusammenwachsen der Völker Europas und die Antwort auf die Katastrophe zweier Weltkriege. Sie hat die hohe Kunst des Interessenausgleichs durch Kompromissfindung auch in schwierigen Fragen erreicht. Die Werte, die die Unionsbürger miteinander verbinden, wurzeln tief in den parlamentarischen und demokratischen Traditionen, die Europa seit der Aufklärung entwickelt hat. Dieses muss in der Europäischen Verfassung Ausdruck finden. Deshalb fordert die FDP, dass die Grundrechtecharta an vorderster Stelle in die Verfassung aufgenommen wird. Die Grundrechte, die alle Unionsbürger gemeinsam haben, sind der beste Ausdruck ihrer gemeinsamen Werte. 

Die FDP will, dass die neue Verfassung einer klare verständliche Sprache enthält, so dass sie für möglichst alle Bürger lesbar ist. 

Die FDP fordert die Vertreter der Bundesregierung, des Bundestages und des Bundesrates im Konvent auf, dass die folgenden Prinzipien und Regeln in die neue Verfassung aufgenommen werden.

Die Rechte des Europäischen Parlaments als direkt gewählter Vertretung der Europäischen Bürger müssen gestärkt werden, um die europäische Union besser demokratisch zu legitimieren und sie bürgernäher zu machen.

Die FDP fordert, dass das Europäische Parlament das Recht erhält, mit der Mehrheit seiner Stimmen den Präsidenten der Europäischen Kommission zu wählen und ihn direkt politisch zur Verantwortung zu ziehen. Das Europäische Parlament muss endlich die parlamentarische Kernkompetenz erhalten, selbst europäisches Recht zu setzen. Es soll also das Initiativrecht erhalten. Weiter muss das Europäische Parlament ein umfassendes Kontrollrecht über die Arbeit der Kommission und das volle Haushaltsrecht, bezogen auf die Ausgabenseite, bekommen. Die Erhebung von Steuern durch das Europäische Parlament lehnt die FDP ab. 

Das Europäische Parlament als der entscheidende demokratische Faktor in der Europäischen Union muss seine gestärkten Rechte besser als bisher wahrnehmen können und wahrnehmen. Deshalb ist die Verankerung europäischer Parteien als wichtige Träger des politischen Willens der Unionsbürger durch ein Parteienstatut voranzutreiben. Außerdem braucht das Europäische Parlament ein einheitliches Wahlverfahren in allen Mitgliedstaaten und die weitest mögliche Durchsetzung des Prinzips ‚one person – one vote’, wobei durch Sockelmandate garantiert wird, dass die Bürger der kleinen Mitgliedstaaten ausreichend repräsentiert sind.

Die marktwirtschaftlichen Prinzipien müssen in die Verfassung eins zu eins übernommen werden.

Die Europäische Union hat das Prinzip des Wettbewerbs, die Freizügigkeit und die Freiheit des Güter- und Kapitalverkehrs bereits in hohem Maße verwirklicht. Sie schaffen als wesentliche Basis einer sozialen Marktwirtschaft den Wohlstand in Europa. Die FDP fordert die Vertreter von Bundesregierung, Bundestag und Bundesrat im Konvent auf, diese Ziele und die entsprechenden Bestimmungen des Vertrags und die Rolle der Kommission als Hüterin dieser Bestimmungen eins zu eins in die Verfassung zu übernehmen. Die Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank darf nicht angetastet werden.

Liberalisierung weiterführen, nicht blockieren!

Die FDP  fordert, die Liberalisierung der Dienste der öffentlichen Daseinsvorsorge in Europa voranzutreiben. Sie erteilt den Versuchen, stattdessen die noch bestehenden Möglichkeiten einer Stärkung des Wettbewerbs in diesem Bereich durch einengende Regelungen im neuen Verfassungsvertrag zu blockieren eine entschiedene Absage.

Die Europäische Kommission ist in ihrer integrativen Rolle als Motor der Integration und „Hüterin der Verträge“ zu stärken.

Die Kommission ist Motor der Integration und Hüterin der Verträge. Sie setzt sich par excellence für das europäische Gemeinwohl ein. Die Europäische Kommission muss effizient arbeiten können. Deshalb fordert die FDP, die Zahl der Kommissare auch in einer erweiterten Union auf 15 zu begrenzen, wobei dann aber das Prinzip gelten muss, dass der Kommissionspräsident und das Europäische Parlament die Kommissare allein auf Grund ihrer Eignung und ihrer Kompetenz und nicht auf Grund von Länderquoten auswählen. Die Zuständigkeiten für die einzelnen Generaldirektionen sollten klar einzelnen Kommissaren zugewiesen werden. An der Spitze der derzeit 25 Generaldirektionen sollten künftig politische Staatssekretäre stehen, die an die Weisungen der zuständigen Kommissare gebunden sind und für mögliches Fehlverhalten ihrer Generaldirektionen politisch haften. Die Europäische Kommission muss schließlich in ihren Exekutivfunktionen gegenüber dem Europäischen Rat gestärkt werden.

Die Arbeit des Europäischen Rates ist grundlegend zu reformieren, um Effizienz und Transparenz zu steigern.

Die FDP lehnt die Schaffung des herausgehobenen Amts des Präsidenten des Europäischen Rates ab, weil dieses das institutionelle Gleichgewicht zugunsten der nationalen Interessen verschieben und den weiteren Integrationsprozess bremsen würde. Die FDP setzt sich für einen Ratsvorsitzenden ein, der an Stelle der derzeitigen Rotation nach einem halben Jahr zwei Jahre im Amt ist. Die FDP fordert eine Trennung des legislativen und exekutiven Handeln des Rates. Das Prinzip der Mehrheitsentscheidungen sollte in allen Bereichen zur Regel werden.

Die FDP fordert eine europäische Staatsanwaltschaft.

Freiheit in Europa bedeutet auch den Schutz vor grenzüberschreitender, organisierter Kriminalität. Die Bürgerinnen und Bürger erwarten zu Recht, dass Europa eine bessere Antwort auf die anschwellende internationale organisierte Kriminalität findet. Die einzelnen Nationalstaaten sind aber überfordert. Effiziente Lösungen können nur auf der Ebene der EU gefunden werden. Die Europäische Union muss endlich zu einem Raum der Freiheit, der Sicherheit und des gemeinsamen Rechts werden. Die FDP fordert daher, das bisher herrschende blockierende Einstimmigkeitsprinzip grundsätzlich aufzugeben, eine Europäische Staatsanwaltschaft zu schaffen, die Europol leitet, das echte Ermittlungskompetenzen bekommt und vom Europäischen Parlament kontrolliert wird.

Die FDP fordert eine gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik.

Europa kann international nur handeln und mit einer Stimme sprechen, wenn der Konvent zu weitgehenden Reformen im Bereich der Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik kommt. Die FDP fordert, das Einstimmigkeitsprinzip aufzugeben. Für Verteidigungsfragen und für Änderungen der Verfassung ist folgende superqualifizierte Mehrheit vorzusehen: Eine 2/3-Mehrheit im Europäischen Parlament, sowie eine Zustimmung von 80 % der Staaten, die gleichzeitig 75 % der Unionsbürger repräsentieren müssen. Es muss das Amt eines europäischen Außenministers geschaffen werden, der das Initiativrecht gegenüber dem Rat und der Kommission hat. Er muss einen diplomatischen Dienst zur Verfügung haben, um im Fall internationaler Krisen Vorschläge für gemeinsames Handeln zu machen und diese dann umzusetzen.

Das Subsidiaritätsprinzip muss gestärkt werden.

Besseres Handeln der Europäischen Union, mehr Demokratie und Bürgernähe bedeuten schließlich auch, dass in der neuen Verfassung klar wird, wer was macht. Die FDP fordert daher einen flexiblen Kompetenzkatalog im Verfassungsvertrag, der beschreibt, für was die Europäische Union und für was die Mitgliedstaaten zuständig sind. Dabei muss das Prinzip der Subsidiarität gelten. Dies bedeutet, dass immer die Ebene handelt, die für die Lösung eines Problems die am besten Geeignete ist. Das Prinzip der Subsidiarität wird am besten durch die nationalen Parlamente überwacht. Deshalb fordert die FDP, dass im Vertrag ein Frühwarnmechanismus geschaffen wird, mit dem die nationalen Parlamente die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips kontrollieren. Gleichzeitig müssen die nationalen Parlamente und der Bundesrat als Notbremse zur Wahrung des Subsidiaritätsprinzips das Klagerecht vor dem Europäischen Gerichtshof bekommen. 

Nicht alle Kompetenzen, die die Europäische Union heute hat, sind wirklich notwendig. Dies gilt vor allem für weite Teile der Sozial-, Arbeitsmarkt-, Steuer- und Regionalpolitik sowie für die Kulturpolitik. Europa braucht auf diesen Gebieten keine Harmonisierung, sondern freien Wettbewerb, denn die Ordnungen müssen sich durchsetzen können, die am besten geeignet sind, Arbeitsplätze und Wohlstand zu schaffen.

Die Europäische Union ist unser gemeinsames Haus, in dem wir Freiheit, Frieden und Wohlstand realisieren. Sie ist Europas Chance, die Herausforderungen der Globalisierung zu bestehen. Sorgen wir dafür, dass die Europäische Union dem gerecht wird.

